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Berlins SPD plant Enteignungsgesetz –
CDU wehrt sich vehement!

Berlins SPD präsentiert einen umstrittenen Gesetzentwurf
zur Vergesellschaftung, während Bürgermeister Wegner

Enteignungen ablehnt.

Berlin, Deutschland - In Berlin brodelt es wieder einmal
gewaltig. Die rot-rot-grüne Koalition hat einen neuen
Gesetzentwurf zur Vergesellschaftung von Wohnungen und
Produktionsmitteln vorgestellt, der die Gemüter erhitzt. Die 
Welt berichtet, dass die SPD im Berliner Abgeordnetenhaus
einen Vorschlag zur Schaffung einer
„Vergesellschaftungsbehörde“ vorgelegt hat. Diese Behörde soll
für die Vergesellschaftung von Immobilien und anderen
Produktionsmitteln zuständig sein. Die Debatte wird
insbesondere durch den Volksentscheid von 2021 angefacht, bei
dem 59% der Wähler für die Vergesellschaftung großer
Immobilienunternehmen stimmten.

https://www.welt.de/politik/deutschland/article687dd52a3e67c8722e9b6764/marktregulierung-berliner-spd-stellt-plan-zur-enteignung-der-wirtschaft-vor-union-reagiert-deutlich.html


Ein zentraler Punkt des SPD-Entwurfs ist ein Konzept zur
Enteignung. Laut dem Gesetzentwurf könnte die Entschädigung
für enteignete Eigentümer unter dem Verkehrswert liegen, was
die CDU in höchsten Tönen kritisiert. Berlins Regierender
Bürgermeister Kai Wegner (CDU) hat aufgebracht betont, dass
unter seiner Führung keine Enteignungen stattfinden werden, da
dies Berlin schaden, Investoren verunsichern und tatsächlich
Arbeitsplätze gefährden könnte. Auch die Generalsekretärin der
Berliner CDU, Ottilie Klein, äußert sich alles andere als
begeistert über die Pläne der SPD und wirft ihr vor, auf einem
gefährlichen Pfad zu wandeln. Laut ihrer Meinung sind die
Absichten der SPD nicht klar, und eine breite CDU-Front formiert
sich gegen den Gesetzesentwurf, wie ebenfalls der 
Tagesspiegel feststellt.

Die Details des Gesetzentwurfs

Der Entwurf sieht nicht nur die Enteignung von
Immobilienbesitzern vor, sondern auch von Firmen, die in Berlin
Waren und Dienstleistungen anbieten. Die „elementaren
Bereiche der Daseinsvorsorge“, die betroffen sein könnten,
umfassen unter anderem Wohnraum, Energieversorgung,
Abfallbeseitigung und öffentliche Verkehrsdienste. Die SPD
argumentiert, dass diese Maßnahmen eine soziale
Marktregulierung ermöglichen und Wuchermieten in der
Hauptstadt eindämmen könnten, was den Fraktionsvorsitzenden
Raed Saleh als absolut notwendig erachtet.

Allerdings könnte die Realisierung des Gesetzentwurfs bis 2026
dauern. Saleh selbst stellt klar, dass seine Fraktion niemanden
enteignen wolle, lässt aber die Möglichkeit nicht außer Acht,
dass Enteignungen als Teil des „Instrumentenkastens“ dienen
könnten. Der Gesetzesentwurf soll bis Mitte Dezember 2023 ins
Abgeordnetenhaus eingebracht werden, und vorbehaltlich der
Zustimmung könnte das Gesetz frühestens zwei Jahre nach
seiner Verkündung in Kraft treten.

Der Blick nach vorne

https://www.tagesspiegel.de/berlin/die-spd-berlin-ist-vollig-auf-abwegen-breite-cdu-front-gegen-gesetzentwurf-fur-vergesellschaftung-14051978.html


Die Auseinandersetzung um die Vergesellschaftung zeigt, wie
stark die Meinungen über den richtigen Weg in der
Wohnungspolitik auseinandergehen. Während die SPD auf
soziale Gerechtigkeit und eine Regulierung der Mietpreise pocht,
fürchtet die CDU um die wirtschaftliche Stabilität und das
Vertrauen der Investoren in Berlin. Für die Bürger in der
Hauptstadt bleibt zu hoffen, dass am Ende ein tragfähiger
Kompromiss gefunden wird.
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